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Ein Familienkrach
um die Rentenformel

Die CDU lebt. In der Partei wird heftig und
ohne Rücksicht auf Amt und Würde der
Kombattanten gestritten. Und das ausge-
rechnet über ein Thema, auf das die Partei
seit der Gründung der Bundesrepublik den

Anspruch eines natürlichen Monopols für das soziale Gewissen
und die politische Vernunft erhebt: über die Rentenformel als
dem rechnerischen Herzstück der sozialen Sicherung in
Deutschland.

Der Vorschlag von Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident von
Nordrhein-Westfalen und stellvertretender Vorsitzender der
CDU, die Höhe der Rente maßgeblich auch von der Länge der
Zeit der Beitragszahlung abhängen zu lassen, hat in der Partei
einen Sturm des Protestes ausgelöst. Die Wucht dieses Aufruhrs
mag überraschend sein. Aber es verwundert doch, dass ein so
guter Kenner seiner Partei, wie Jürgen Rüttgers es ist, diesen
Konflikt nicht vorhergesehen hat. Oder hat er die Bereitschaft
seiner Partei überschätzt, auf Opportunismus zu setzen und das
mathematische Hebelwerk der Rentenversicherung zu opfern? 

Denn darauf läuft sein Vorschlag hinaus. Die staatliche Ren-
tenversicherung kalkuliert zwar nicht wie eine Versicherung,
die mit Risiko und Kapitalverzinsung rechnet. Aber die Renten-
formel hat doch bis heute immer eine Konstante behalten: die
Höhe der Auszahlungen richtet sich – im Prinzip jedenfalls –
nach der Höhe der Einzahlungen. Das hat die Rentenkassen
wenigstens in der Nähe zu den wirtschaftlich kalkulierenden –
also richtigen – Versicherungen gehalten. In der CDU ist dieses
Prinzip auch nicht zuletzt deshalb immer verteidigt worden, um
eine völlige Politisierung der Rentenversicherung zu verhin-
dern.

Die Heftigkeit des innerparteilichen Widerstandes gegen den
Vorschlag von Jürgen Rüttgers ist also verständlich: Die Union
hätte ein Stück ihrer Sozialgeschichte aufgegeben, hätte sie dem
Plan vorbehaltlos zugestimmt.

Hans D. Barbier

Anhaltender Boom
beim Öko-Landbau
Der Anteil der ökologischen
Landwirtschaft in Deutsch-
land an der gesamten Agrar-
wirtschaft wächst weiter. Im
Jahr 2007 wurden die Flächen
um insgesamt 5,8 Prozent auf
873 010 Hektar erweitert. Die
Zahl der Bio-Betriebe nahm
gegenüber 2006 um 2,8 Pro-
zent auf 18 046 zu. Mit einem
Umsatzplus von 15 Prozent
auf 5,3 Milliarden ¤ konnte
der Bio-Markt in Deutschland
erneut zulegen und verzeich-
net im vierten Jahr in Folge
zweistellige Wachstumsraten.

Im europäischen Vergleich –
die Zahlen liegen erst für das
Jahr 2006 vor – liegt Deutsch-
land bei den ökologisch ge-
nutzten Agrarflächen an drit-
ter Stelle der 27 EU-Staaten,
hinter Italien und Spanien,
beide mit rund 1,15 Millionen
Hektar. Auf Deutschland folgt
Großbritannien mit knapp
605 000 Hektar Anbaufläche.
Der Anteil ökologisch bewirt-
schafteter Flächen an der ge-
samten landwirtschaftlichen
Nutzfläche beträgt in Deutsch-
land 4,8 Prozent, das bedeutet
Platz 13 in Europa.
www.boelw.de

Mehr grüne Mode
im Kleiderschrank
Die Bundesbürger richten ihr
Augenmerk verstärkt auf öko-
logisch hergestellte Produkte.
Das gilt nicht nur für Lebens-
mittel, sondern auch für Be-
kleidung: Jeder vierte Deut-
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sche interessiert sich für Tex-
tilien aus Bio-Baumwolle, bei
deren Herstellung auf Pestizi-
de und synthetische Dünge-
und Entlaubungsmittel ver-
zichtet wurde.

Der deutsche Trend ent-
spricht der Entwicklung im
weltweiten Handel: Zwischen
2001 und 2005 stieg der Um-
satz mit biologischen Baum-
wollprodukten von 245 Milli-
onen auf 583 Millionen US-$.
Das weltweite Angebot ver-
neunfachte sich von 6 480
Tonnen im Erntejahr 2000/
2001 auf 57 931 Tonnen im
Erntejahr 2006/2007. Mehr
als 70 Prozent der Bio-Baum-
wolle stammen aus der Tür-
kei und aus Indien.

iwkoeln.de

Biokraftstoff
weltweit gefördert
Im Januar 2008 ist die zweite
Stufe des „Biokraftstoffquoten-
gesetzes“ in Kraft getreten.
Seitdem wird reines Pflanzen-
öl  erstmalig mit  rund  0,10 E
pro Liter  und Biodiesel  zu-
sätzlich mit  rund  0,06 E pro
Liter  besteuert.

Rund 5,2 Milliarden Liter
Biokraftstoffe sind 2007 in
Deutschland gezapft worden.
Davon wurden 2,1 Millionen
Liter Biodiesel als Reinkraft-
stoff abgesetzt. Außerdem
wurden 1,7 Millionen Liter
Biodiesel als Beimischung ver-
kauft. Am gesamten Kraft-
stoffverbrauch hat Biokraft-
stoff einen Anteil von rund
sieben Prozent. Den Anteil

http://iwkoeln.de/default.aspx?p=pub&i=2146&pn=2&n=n2146&m=pub&f=4&ber=Informationen&a=20834
http://www.boelw.de/uploads/media/pdf/Dokumentation/Zahlen__Daten__Fakten/ZDF2008.pdf


Die Welternährungsorganisa-
tion FAO – Abkürzung für
„Food and Agriculture Organi-
zation“ –, die Sonderorganisa-
tion der Vereinten Nationen
(United Nations, UN) für Er-
nährung, Landwirtschaft, Fi-
scherei und Forstwesen,
schlägt Alarm: Im Jahr 2007
waren 856 Millionen Men-
schen – davon 170 Millionen
Kinder – schwer und dauerhaft
unterernährt.  

Vor allem durch steigende
Preise für Grundnahrungsmit-
tel wie Reis, Mais und Weizen
droht weiteren Millionen Men-
schen Hunger. Nach Angaben
der Weltbank sind die Preise
für Lebensmittel in den vergan-
genen drei Jahren weltweit um
83 Prozent gestiegen. Das
„International Food Policy Re-
search Institute“ hat ausge-
rechnet, dass die weitere Ver-
teuerung von Nahrungsmitteln
um einen Prozentpunkt Hun-
ger für rund 16 Millionen Men-
schen bedeutet.

Mehr Wohlstand, 
andere Ernährung
Wenn der Wohlstand wächst,
ändern sich in der Regel die Er-
nährungsgewohnheiten. Im
Nachkriegsdeutschland kam es
einst in den 1950er Jahren zur
„Fresswelle“: Es wurde nachge-
holt, was in den entbehrungs-
reichen Kriegesjahren fehlte.
In den vergangenen Jahren ist
der Wohlstand besonders in
asiatischen Ländern, allen vor-
an China und Indien, gewach-

sen. Deshalb wird dort mehr
Fleisch nachgefragt, statt einer
gibt es zwei oder mehr Mahl-
zeiten, westliche Lebensmittel
stehen auf den Einkaufszetteln.

Die neuen Essgewohnheiten
wirken sich auf Umwegen auf
die Preise aus. Für die Produk-
tion von einem Kilogramm
Rindfleisch werden 1,3 Kilo-
gramm Getreide oder bis zu
acht Kilogramm Gras benötigt.
Weil zum Beispiel in China
mehr Fleisch auf den Speise-
zetteln steht, müssen Landwir-
te entscheiden: Wird Getreide
für Brot oder zur Tierfütterung
produziert? Oder: Soll auf Fel-
dern anstelle von Getreide Gras
als Rinderfutter angebaut wer-
den? Entscheidet sich der Land-
wirt für Futteranbau, lassen
sich mehr Tiere versorgen. Das
ist auch nötig, denn Getreide
besteht zu 80 Prozent aus
Nährstoffen, Fleisch dagegen
nur zu 20 Prozent. Der Mensch
benötigt also die vierfache
Menge, um den gleichen Nähr-
wert zu erreichen.

Nahrungsmittel 
oder Energieträger?
Die Biokraftstoffproduktion
wirkt ebenfalls preistreibend.
Auf vorhandenen oder neu er-
schlossenen Anbauflächen ste-
hen mögliche Nahrungsmittel-
pflanzen in Konkurrenz zu
Feldfrüchten, die als Energie-
träger verwendet werden. Viele
Landwirte werden „Energiewir-
te“ und stellen ihre Produktion
auf Energiepflanzen wie Mais,

Raps oder Zuckerrohr um, weil
sie dank staatlicher Förderung
höhere Erlöse erzielen als mit
dem Nahrungsmittelanbau. 

Weltweit wandern fünf Pro-
zent des Getreides in den Tank.
Diese Menge dürfte aber wach-
sen. In den USA sind es schon
20 Prozent, insgesamt 41 Län-
der haben Förderprogramme
aufgelegt. Die EU-Umweltmi-
nister haben Mitte April 2008
beschlossen, dass bis zum Jahr
2020 zehn Prozent des europä-
ischen Kraftstoffverbrauchs
durch Biosprit gedeckt werden
soll. Derzeit sind es zwei Pro-
zent. Immerhin will die EU-
Kommission einen Kriterienka-
talog erarbeiten, der sicherstel-
len soll, dass Biokraftstoff ohne
negative Folgen für Umwelt
und Nahrungsmittelversor-
gung produziert wird.

Exportsubventionen
Dank Dünger und leistungsfä-
higerer Landmaschinen produ-
zieren in den industrialisierten
Staaten weniger Landwirte
mehr Nahrungsmittel, als dort
benötigt werden. Es kommt zur
Überproduktion, die durch
Subventionen kompensiert
wird. Die Europäische Union
und auch die USA  zahlen ih-
ren Landwirten solche Subven-
tionen.

Zum Beispiel sind Rind-
fleisch aus den USA oder Ge-
treide aus Deutschland auf
dem Weltmarkt nicht wettbe-
werbsfähig. Mithilfe staatlicher
Geldspritzen werden die Preise
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Nahrungsmittel: Weltweit knapp?
Die Preise für Grundnahrungsmittel steigen weltweit. Schuld daran sind für manche die ver-
änderten Ernährungsgewohnheiten in aufstrebenden Staaten wie China und Indien. Andere
sehen die Ursache in der verstärkten Produktion von Biokraftstoffen. Doch das sind nicht die
einzigen Gründe.

von Biodiesel als Reinkraft-
stoff beziffert die Bundesregie-
rung mit etwa drei Prozent,
beigemischt wurden rund 2,4
Prozent. Der Pflanzenöl-Anteil
am Kraftstoffverbrauch lag bei
1,2 Prozent. 

Die Produktionskapazitäten
für Biodiesel haben sich inner-
halb von sieben Jahren nahezu
vervierfacht.

Derzeit werden auf zwei –
von insgesamt elf Millionen –
Hektar der deutschen Ackerflä-
che nachwachsende Energieträ-
ger angebaut. Der weitaus größ-
te Teil entfällt schon jetzt auf
Biokraftstoffe. Aus drei Kilo
Rapssaat entsteht ein Liter Öl,
aus einem Hektar Raps können
etwa 1 600 Liter Biodiesel ge-
wonnen. Die Anbaufläche kann
Experten des Umweltbundes-
amtes zufolge maximal auf drei
Millionen Hektar erweitert wer-
den.

Bis 2020 soll Biokraftstoff in
der Europäischen Union einen
Anteil von zehn Prozent an den
Kraftstoffen im Verkehr ausma-
chen. Die USA streben 15 Pro-
zent bis 2022 an, China und In-
dien wollen bis 2020 sogar 20
Prozent ihres Rohölbedarfs
durch Biokraftstoffe ersetzen.
Im Jahr 2020 würden dann
fünfzehn Prozent des weltwei-
ten Kraftstoffbedarfs über Bio-
kraftstoffe abgedeckt werden.
Das wären 300 Milliarden Liter
pro Jahr.

Biokraftstoff
Verbrauch 2007, in Milliarden Litern

Biodiesel  (Reinkraftstoff) 2,1

Biodiesel  (Beimischung) 1,7

Bioethanol 0,6

sonstige 0,8

Gesamtmenge 5,2

Quelle: Deutscher Bundestag

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/080/1608028.pdf


belohnen. Das Preissignal auf
den Weltmärkten wird aber so-
wohl durch Behinderungen als
auch durch Importförderungen
gestört.

Spekulation und Hortung
Wer sein Erspartes Ende 2006
in Agrar-Rohstoffe investierte,
hat den Kapitaleinsatz inzwi-
schen verdoppeln können.
Allerdings lässt sich kaum er-
mitteln, wie viel am globalen
Agrarhandel tatsächlich Spe-
kulation und nicht mit realen
Liefermengen unterlegt ist.
Niemand weiß, welchen Anteil
am Preisauftrieb Wetten auf
künftige Ernten haben. Schät-
zungen für den Weizenmarkt
gehen davon aus, dass der Spe-
kulationsanteil im Verhältnis
zur weltweiten Weizenjahres-
produktion bei unter einem
Prozent liegt. 

Eine schärfere Form der Spe-
kulation ist die Preisbeeinflus-
sung durch Hortung. Ange-
sichts bereits knapper Vorräte
werden Agrargüter aufgekauft
und eingelagert. Dadurch wird
eine künstliche Knappheit er-
zeugt. Sollten kommende Ern-
ten weniger ertragreich ausfal-
len, werden die gehorteten La-
ger wertvoller. Aber auch in
diesem Fall ist kaum abzu-
schätzen, welche Relevanz die-
ses Verhalten auf die derzeitige
Preisentwicklung hat.

Zahlreiche
Wirkmechanismen
Zu den besonders ins Auge fal-
lenden Faktoren für die Preis-
steigerungen gesellen sich
weitere: 
� Der steigende Erdölpreis
verteuert die Produktionskos-
ten für Landwirte, weil Treib-
stoff und energieintensiv her-
gestellter Dünger mehr kosten. 

künstlich gedrückt, die Anbie-
ter aus den Industrienationen
sind damit wieder konkurrenz-
fähig. Das freut die Landwirte
in diesen Staaten, für ihre Kol-
legen in den Entwicklungslän-
dern ist das aber verheerend.
Trotz der seit 2002 steigenden
Weltmarktpreise für Agrarpro-
dukte lohnt es sich für sie
nicht, im eigenen Land zu pro-
duzieren, denn die Eigenpro-
duktion ist immer noch teurer
als der Einkauf. 

Die durch Subventionen
preisgünstigeren Exporte aus
der EU oder den USA sind für
die Konsumenten in Entwick-
lungsländern kurzfristig von
Vorteil, denn sie können billi-
ger einkaufen. Geflügelzüchter
in Ghana, Milchbauern in Sam-
bia oder Maisfarmer in Mexiko
haben allerdings ihre Produk-
tion aufgegeben oder aufgeben
müssen. Langfristig werden da-
durch Ausbau und Entwick-
lung des heimischen Agrarsek-
tors gebremst.

Handelsbarrieren 
Marktmechanismen werden
auch auf der Importseite außer
Kraft gesetzt. Preise für Nah-
rungsmittel weichen in einzel-
nen Ländern vom Weltmarkt-
preis ab. Grund dafür können
Importbeschränkungen sein,
denn wenige Staaten haben of-
fene Grenzen für Nahrungs-
mittellieferungen. Deshalb
kann zum Beispiel Weizen aus
dem Ausland teurer sein als
der im Inland angebaute. Mit
Schutz- oder Strafzöllen sollen
die einheimischen Bauern vor
ausländischer Konkurrenz ab-
geschirmt werden.  Auch den
umgekehrten Weg gibt es: In
Zeiten knapper Nahrungsmit-
tel wird in manchem Land dar-
über nachgedacht, Importe zu

� Preissteigernd wirken kli-
matische Faktoren und Wetter-
kapriolen. Beispielsweise hat
die Dürre in Australien 2007
für enorme Ernteausfälle ge-
sorgt. Das hat die Weltmarkt-
preise steigen lassen, weil das
Land zu den großen Agrarex-
portnationen zählt. 
� Wenig beachtet, aber gra-
vierend wirkt sich preistrei-
bende Misswirtschaft aus. Un-
fähige Regierungen, Korrup-
tion, mangelhafte Infrastruktur
oder diktatorische Regimes ru-
inieren die Produktivität eines
Staates. 
� Die althergebrachte Form
der Entwicklungshilfe hat
ebenfalls Schuld an den Preis-
entwicklungen. Mancher Selbst-
versorger geriet in neue Ab-
hängigkeiten, zum Beispiel die
Philippinen: Das Land wurde
vom Reisexporteur zum Reis -
importeur. Lediglich vier Pro-
zent der Entwicklungshilfe
flossen 2007 der Weltbank zu-
folge in den ländlichen Raum.
Dort jedoch lebten zwei Drittel
der Armen. Großprojekte wie
Staudämme scheinen prestige-
trächtiger zu sein als die nach-
haltige Unterstützung der
Landbevölkerung in dünn be-
siedelten Regionen.

Zeit für einen 
Politikwechsel
Die umfassende – und vermut-
lich unvollständige – Liste ist
wenig erfreulich. Es fällt auf,
dass, von Wetter- und Klimaka-
priolen abgesehen, vorrangig
politische Eingriffe die Preise
nach oben treiben. In guter Ab-
sicht wird versucht, Anreize zu
setzen, zu lenken, zu fördern.
Knapp eine Milliarde hungern-
de Menschen sind ein trauriger
Beleg, wie wenig erfolgreich
bisherige Eingriffe waren.

Das bedeutet aber, dass eine
Lösung schnell zu finden ist.
Der Ausgleich zwischen Ange-
bot und Nachfrage erfolgt in
Zukunft auf dem Markt, ohne
preisverzerrende Eingriffe.
Steigende Preise signalisieren
dann vor allem, dass es sich
wieder lohnt, Flächen zu be-
bauen.

Angesichts der hohen Preise
für Agrarprodukte ist der Zeit-
punkt in den Industrienationen
günstig, schnellstmöglich auf
Exportförderungen zu verzich-
ten. Marktprozesse lassen
Spielräume für Innovations-
schübe, technologischer Fort-
schritt könnte die Situation
mittel- und langfristig ent-
schärfen: Neue und billigere
Düngemittel, modernisierte
Anbaumethoden, fortschrittli-
che Biokraftstoffe, all das könn-
te für die Zukunft zu einer aus-
gewogeneren weltweiten Land-
wirtschaft führen. 

Das wird wohl nicht von
heute auf morgen geschehen
können. Neue Felder brau-
chen einige Zeit, um kultiviert
zu werden. Die unzähligen
Fehlanreize der Vergangen-
heit lassen sich nicht von ei-
nem auf den anderen Tag aus
den Köpfen und aus der Welt
verdrängen.

Die Chancen für einen Poli-
tikwechsel stehen gut: Die Ex-
perten der Welternährungsor-
ganisation sind überzeugt,
dass die Landwirtschaft im der-
zeitigen Entwicklungsstand in
der Lage wäre, zwölf Milliarden
Menschen zu ernähren. Ak-
tuell leben rund 6,6 Milliarden
Menschen auf der Erde. Wenn
so viel Potential brach liegt,
wird es höchste Zeit, diese Bra-
chen neu zu bestellen.

Andreas Schirmer

„Wir haben es nicht mit einem physischen, sondern einem
ökonomischen Problem zu tun. Die weltweite Nahrungsmittelproduktion
ist nicht signifikant gesunken. Die Welt könnte ausreichend Nahrung
für alle Menschen produzieren.“ 
Stefan Tangermann, Direktor für Handel und Landwirtschaft bei der OECD



Vollbeschäftigung
Für den Zeitraum Oktober
2007 bis April 2008 meldet
die Bundesagentur für Arbeit
485 000 Ausbildungsplatzbe-
werber. Davon suchen noch
rund 210 000 eine Stelle. Den
Suchenden stehen im Moment
gut 190 000 offene Lehrstellen
gegenüber. 

Der Deutsche Industrie- und
Handelskammertag (DIHK) ist
optimistisch: Die Zahl der von
Januar bis April unterschrie-
benen Lehrverträge sei im
Vergleich zu 2007 um 8,6 Pro-
zent gestiegen. Setze sich der
Trend fort, sei das die Wende
am Lehrstellenmarkt.

Die Bundesregierung ist
vorsichtiger. Laut Berufsbil-
dungsbericht könnten 200 000
Jugendliche bei der Suche
nach einem Ausbildungsplatz
leer ausgehen; 2007 blieben

schäftigt, das sind knapp zehn
Prozent aller Erwerbstätigen. 

Weniger Bürokratie und
mehr Planungssicherheit bei
Gesetzen könnten noch mehr
Menschen zu eigenverant-
wortlichem Wirtschaften ani-
mieren. Der Bund der Selb-
ständigen hat im Frühjahr
2008 seine Mitglieder befragt.
Das Ergebnis: Die Arbeit der
Bundesregierung unter Ange-
la Merkel erhielt die Durch-
schnittsnote 3,4. Im Sommer
2007 wurde sie noch mit 3,25
bewertet.

Geldwertstabilität
Während Butter nach drasti-
schen Preissteigerungen im
Herbst 2007 beinahe wieder
so viel bzw. so wenig kostet
wie in den Jahren zuvor, ha-
ben sich die Preise anderer
Nahrungsmittel auf höherem
Niveau eingependelt. Im Ver-
gleich zum Vorjahr waren
Nahrungsmittel – dafür ver-
wenden die Deutschen im
Schnitt etwa ein Zehntel ihres
Einkommens – knapp neun
Prozent teurer. Die Verbrau-
cherpreise insgesamt stiegen
dagegen „lediglich“ um 2,4
Prozent.
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Die Soziale Marktwirtschaft im Mai 2008
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

100 000 junge Erwachsene oh-
ne Lehrstelle. 

Einig sind sich aber alle,
dass die Situation besser ge-
worden ist: Im Vergleich zum
Vorjahr gibt es elf Prozent
mehr betriebliche Lehrstellen.

Eigenverantwortung
Die Zahl der Freiberufler in
Deutschland wächst stetig:
Während 1999 rund 668 000
als „Angehörige Freier Berufe
in selbständiger Tätigkeit“ ak-
tiv waren, lag die Zahl 2007
bei 954 000 – ein Zuwachs von
mehr als 40 Prozent. Insge -
samt sind 3,8 Millionen Men-
schen in diesem Bereich be-

Es ist umstritten, ob gestie-
gene Nahrungsmittelpreise
durch Knappheitsverhältnisse,
Spekulationen windiger Fi-
nanz marktjongleure oder staat -
liche Eingriffe verursacht wer-
den. Ordnungspolitisch ist die
Sache eindeutig: Soweit Preise
Knappheiten anzeigen, helfen
sie, diese Knappheiten zu
überwinden. Spekulationen
verweisen dagegen auf (Fehl-)
Entwicklungen und können
nur im Rahmen internationa-
ler Regelungen „gebändigt“
werden. Für die Politik heißt
das, preistreibende Maßnah-
men – beispielsweise die
Pflicht zur Beimischung von
Biokraftstoffen – zu überden-
ken und am besten völlig zu
unterlassen.

I N D E X

„Wirklich schöpferische Gedanken aber,
die neue Wege weisen, werden nicht in Kollektiven geboren, 
sondern tragen immer einen persönlichen Stempel.“ 
Ludwig Erhard
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Lehrstellen
gemeldete Lehrstellen* 380 700

betriebliche 359 700

außerbetriebliche 21 000

gemeldete Bewerber* 485 600

noch unversorgt 190 000

* von Oktober 2007 bis April 2008
Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Teuerung
Änderung der Verbraucherpreisindizes
zum Vorjahr, in Prozent

Gesamt Nahrungsmittel

2003 1,0 - 0,1

2004 1,7 - 0,3

2005 1,5 - 0,2

2006 1,6 1,9

2007 2,3 3,9

2008* 2,4 7,3

* April
Quelle: Statistisches Bundesamt

http://www.ludwig-erhard-stiftung.de

